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Der VII. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat auf die 
mündliche Verhandlung vom 3. Juli 1997 durch den Vorsitzen­
den Richter Dr. Lang sowie die Richter Prof. Quack,
Prof. Dr. Thode, Dr. Haß und Dr. Kuffer

für Recht erkannt:

Auf die Revision des beklagten Landes wird das 
Urteil des 6 . Zivilsenats des Oberlandesgerichts 
Celle vom 29. November 1995 aufgehoben, soweit 
es verurteilt worden ist, 160.050 DM nebst Zin­
sen als Bauleitungsmehraufwand zu zahlen.

Im Umfang der Aufhebung wird die Sache zur neuen
Verhandlung und Entscheidung, auch über die Ko­
sten der Revisionen, an das Berufungsgericht zu - 
r ü c k. ve r w i e s e n .

Von Rechts wegen
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Tatbestand:

Die drei Kläger haben als Architekten-Arbeitsgemein- 
schaft für das beklagte Land (im folgenden: Beklagter) in 
den Jahren 1973 bis 1981 Architektenleistungen bei dem Neu­
bau einer Justizvollzugsanstalt erbracht. Mit ihrer Klage 
haben sie hierfür, gestützt auf ihre Schlußrechnung vom.
19. Februar 1987, restliches Architektenhonorar und Neben­
kosten von insgesamt 500.870,30 DM geltend gemacht.

Das Oberlandesgericht hat unter teilweiser Abänderung 
des erstinstanzlichen Urteils und unter Einbeziehung zweier 
Teilurteile der Klage in Höhe von 289.883,32 DM sowie der 
auf § 717 Abs. 2 ZPO gestützten Widerklage stattgegeben.

Von den hiergegen gerichteten Revisionen beider Partei­
en hat der Senat nur die des Beklagten angenommen, soweit 
er zur Zahlung von 160.050 DM als Bauleitungsmehraufwand 
verurteilt worden ist.

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law
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Entscheidunqsqründe:

I.

Das Berufungsgericht gelangt in Auslegung des Zu­
satzvertrages vom 24. Januar/10. Februar 1975 zu dem Ergeb­
nis, die Kläger könnten (nur) diejenigen Aufwendungen er­
setzt verlangen, die ihnen anläßlich ihrer Funktion als 
Bauleiter in den Monaten Juli 1980 bis Februar 1981 ent­
standen seien.

Das Berufungsgericht führt weiter aus, den von den 
Klägern vorgelegten Unterlagen seien für diese acht Monate 
reine Lohnkosten für fünf Bauingenieure in Höhe von 
120.225,35 DM zu entnehmen. Diesem Betrag sei ein 25 %iger 
Bürokostenanteil und der sich so ergebenden Summe seien 
6,5 % Mehrwertsteuer hinzuzurechnen.

Das Berufungsgericht hat die sich so ergebende Summe 
von 160.050 DM den Klägern als Bauleitungsmehraufwand zuer­
kannt. Es ist der Ansicht, der Beklagte habe den Vortrag 
der Kläger, die bei ihnen angestellten fünf Bauingenieure 
seien in den betreffenden Monaten ausschließlich und je­
weils mit ihrer vollen Arbeitskraft mit der örtlichen Bau­
aufsicht beim Neubau der Justizvollzugsanstalt H. tätig ge­
wesen, nicht ausreichend bestritten.
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II.

Dagegen wendet sich die Revision des Beklagten mit Er­
folg .

Wie auch das Berufungsgericht nicht verkennt, können 
die Kläger die ihnen in den acht Monaten Bauzeitüberschrei­
tung entstandenen Mehraufwendungen nur ersetzt verlangen,
soweit sie diese mit Einzelnachweis nachgewiesen haben.

Das Berufungsgericht hat aber verkannt, welche Anforde­
rungen sich daraus für den Sachvortrag der Kläger ergeben. 
Diesen wird der unter Beweis gestellte Sachvortrag, die bei 
ihnen angestellten fünf Bauingenieure seien in der fragli­
chen Zeit mit ihrer vollen Arbeitskraft mit der örtlichen 
Bauaufsicht beim Neubau der Justizvollzugsanstalt betraut 
gewesen, angesichts des Bestreitens des Beklagten nicht ge­
recht. Dieser hat unter Beweisantritt vorgetragen, die fünf 
Bauingenieure seien in der fraglichen Zeit nur noch "spora­
disch" für die Justizvollzugsanstalt tätig gewesen und sei­
en statt dessen von den Klägern für andere Bauprojekte ein­
gesetzt worden. Angesichts dieses zum wirksamen Bestreiten, 
des recht pauschalen Klägervortrags ausreichenden Gegenvor­
trags hätten die Kläger die behaupteten Tätigkeiten im 
einzelnen, d.h. nach Zeit (= Tagen, Stunden), Personen und 
Tätigkeitsinhalten darlegen und unter Beweis stellen müs­
sen. Das haben sie bisher nicht getan.



Das Berufungsurteil kann somit im Umfang der Annahme 
nicht bestehenbleiben, es ist aufzuheben. Da weitere Fest­
stellungen erforderlich sind, ist die Sache zur neuen Ver­
handlung und Entscheidung, auch über die Kosten der Revi­
sionen, an das Berufungsgericht zurückzuverweisen.

Das Berufungsgericht wird im weiteren Verfahren zu be­
denken haben, daß es nicht gerechtfertigt ist, die von ihm 
rechtsfehlerfrei errechnete Dauer der erstattungsfähigen 
Bauzeitüberschreitung von 7,3 Monaten auf acht Monate auf­
zurunden. Eine derartige Pauschalierung, die bezogen auf 
die fünf Bauingenieure mehr als drei Monate Arbeitszeit ei­
nes Ingenieurs ausmacht, überschreitet den Rahmen möglicher 
Schätzungen. Des weiteren wird darauf hingewiesen, daß bei 
einem Lohnkostenanteil von 75 % der Gesamtkosten die Büro­
kosten mit 1/3 der Lohnkosten (nicht 25 %) zu errechnen 
sind.
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